
ANHANG XXXVII 
AUFSTELLUNG DER MINDESTANGABEN ALS 

GRUNDLAGE FÜR DIE FÜNFJAHRESBERICHTE 

ÜBER DIE ANWENDUNG DER 

KONTROLLVERORDNUNG 

2010 2011 2012 2013 2014

1. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 

ZUSAMMENFASSUNG 

Artikel 5 bis 7 der Kontrollverordnung 

2. ALLGEMEINE VORAUSSETZUNGEN FÜR DEN 

ZUGANG ZU GEWÄSSERN UND RESSOURCEN 

ZUSAMMENFASSUNG 

2.2 Artikel 7 der Kontrollverordnung 

FANGERLAUBNIS: 

— Der Kommission gemeldete nationale Regelungen 

Das Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung (BMEL) ist auf nationaler Ebene für die Umsetzung der Gemeinsamen 

Fischereipolitik der EU zuständig. Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) ist als rechtlich selbständige Anstalt 

des öffentlichen Rechts im Geschäftsbereich des BMEL für die Überwachung der Einhaltung der fischereirechtlichen Regelungen 

durch die Seefischerei seewärts der äußeren Begrenzung des Küstenmeeres zuständig. Zudem erteilt die BLE auf der Basis des 

Seefischereigesetzes Fangerlaubnisse und Fanglizenzen. 

Die Länderbehörden sind für die Aufdeckung von Verstößen in der 12 Seemeilen Zone zuständig (ausgenommen hiervon ist der 

Zuständigkeitsbereich des Landes Mecklenburg-Vorpommern auf Grund der Sonderregelung in § 1 Seefischereigesetz; danach ist 

die BLE auch für den Bereich 3-12sm zuständig), so dass neben der BLE auch die Wasserschutzpolizei (in Schleswig-Holstein), das 

staatliche Fischereiamt Bremerhaven und das Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei Mecklenburg 

Vorpommern (bis 3sm) Kontrollen durchführen.

Die Ausübung der Seefischerei bedarf einer Erlaubnis, wenn die Seefischerei auf Grund des gemeinschaftlichen Fischereirechts 

oder auf Grund einer Verordnung nach § 15 Absatz 3 Nr. 2 Seefischereigesetz (SeeFischG) beschränkt wird. Für die Erteilung der 

Fangerlaubnisse ist die BLE zuständig (§ 3 Absatz 3 SeeFischG). Eine Erlaubnis kann allgemein per Bekanntmachung im 

Bundesanzeiger (und entsprechend auf der Webseite der BLE) veröffentlicht werden. Zusätzlich werden Sammelerlaubnisse für 

Zusammenschlüsse von Fischereibetrieben (z.B. für Erzeugerorganisationen) oder fahrzeugbezogene Fangerlaubnisse erteilt.  

Die BLE ist verantwortlich für die Überwachung der Quotenausnutzung Deutschlands und der Kontrolle der Einhaltung der erteilten 

Fangerlaubnisse. Die bei der BLE zusammengeführten Logbuchdaten werden analysiert und die Ausnutzung der Fangmengen 

festgestellt (bei Sammelerlaubnissen entsprechend die Summe der Fänge der einzelnen Mitglieder). Zusätzlich werden Abgleiche 

mit VMS-Daten vorgenommen. 

Deutschland übermittelt regelmäßig die Bekanntmachungen über den Fischfang durch deutsche Fischereibetriebe, die 

Fangerlaubnisregelungen enthalten, über die Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland an die Kommission. Dies waren 

im Berichtszeitraum insgesamt 29.
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2.4 Artikel 9 der Kontrollverordnung 

SCHIFFSÜBERWACHUNGSSYSTEME 

— Angaben zu der für das FÜZ zuständigen Behörde 

2.7 Artikel 13 der Kontrollverordnung 

NEUE TECHNOLOGIEN 

— Durchgeführte Pilotprojekte 

3. FISCHEREIKONTROLLE 

ZUSAMMENFASSUNG 

3.8 Artikel 33 und 34 der Kontrollverordnung 

AUFZEICHNUNG VON FANGMENGEN UND FISCHEREIAUFWAND 

— Durchführung von Artikel 33 der Kontrollverordnung 

— Nähere Angaben zu den jährlich gemeldeten Schließungen von Fischereien 

3.9 Artikel 35 der Kontrollverordnung 

SCHLIESSUNG VON FISCHEREIEN 

— Durchführung von Artikel 35 der Kontrollverordnung 

Die Daten zu den Fangmengen (aus Fischereilogbuch und Verkaufsabrechnungen) werden in einer gesonderten Anwendung 

verarbeitet und kontrolliert. Von dort aus werden ebenfalls die monatlichen ACDR-Meldungen an die Kommission übermittelt.

Die Daten zum Fischereiaufwand werden in einer Datenbank erhoben. Diese dient  der Kontrolle, dass der höchst zulässige 

Fischereiaufwand eingehalten wird. Aus ihr werden ebenfalls die Daten zum Fischereiaufwand für die monatlichen Meldungen an 

die Kommission entnommen.

Fangmengen aus wissenschaftlicher Forschung  werden aufgezeichnet und ausgewertet. 

Hinweis: Art. 34 ergibt keine Hinweise auf Schließungen, siehe dazu vielmehr Punkt 3.9, in Art. 34 geht es um die 80 %-Meldung

Die Zuteilung von Fangquoten erfolgt in Deutschland generell unter einem Widerrufsvorbehalt gemäß § 3 Seefischereigesetz in 

Verbindung mit § 49 Abs. 2 Nr. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz, um bei Ausschöpfung der Fangquoten die Fangerlaubnis 

widerrufen zu können. Die Erteilung eines Fangstopps erfolgt per Bescheid oder per Bekanntmachung (Allgemeinverfügung). Der 

Fangstopp wird bei Erteilung unverzüglich gemäß Art. 35 Kontroll-VO an die Kommission per Eintrag in FIDES (TQUONT) notifiziert. 

Zusätzlich wird die nationale Regelung der EU zugesandt (fisheries-tac-quota@ec.europa.eu und Fabienne.De-

Hertogh@ec.europa.eu). Zusätzlich werden die Fangstopps nachrichtlich dem Referat 522 und dem Kontrollreferat 523 der 

Bundesanstalt für Ernährung und Landwirtschaft sowie den Länderbehörden und dem Bundesministerium für Ernährung und 

Landwirtschaft mitgeteilt. Schließungen aufgrund der Ausschöpfung des höchst zulässigen Fischereiaufwandes gab es im 

Berichtszeitraum nicht.

Die BLE ist verantwortlich für die Überwachung der Quotenausnutzung Deutschlands und der Kontrolle der Einhaltung der erteilten 

Fangerlaubnisse. Die Einhaltung des Fischereiaufwands wird mittels des Satellitenüberwachungssystems verbunden mit einem 

Abgleich von ERS- und VMS-Daten überwacht. Die Einhaltung von Echtzeitschließungsgebieten wird ebenfalls mittels VMS sowie 

durch Seekontrollen kontrolliert. 

Zuständige Behörde für das FÜZ ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), Haubachstraße 86, 22767 Hamburg, 

E-Mail: vms@ble.de. Das FÜZ ist für andere EU-Mitgliedstaaten, Drittländer und für die Fischereibetriebe 7 Tage die Woche 

erreichbar.

Jeweils in den Jahren 2012 - 2014 für Kabeljau in der Nordsee (COD/2A3AX4.) Teilnahme von zwei Fischereifahrzeuge an den 

Versuchen zur vollständig dokumentierten Fischerei gemäß Artikel 6 Verordnung (EU) Nr. 44/2012, Artikel 6 Verordnung (EU) Nr. 

40/2013, Artikel 14  Verordnung (EU) Nr. 43/2014  jeweils in Verbindung mit Anhang IA.
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4. KONTROLLE DES FLOTTENMANAGEMENTS 

4.1 Artikel 38 der Kontrollverordnung 

FANGKAPAZITÄT 

— Einhaltung von Artikel 38 Absatz 1 der Kontrollverordnung 

4.5 Artikel 46 der Kontrollverordnung 

NATIONALE KONTROLLPROGRAMME 

— Nähere Angaben zu den Programmen der Mitgliedstaaten 

5. KONTROLLE DER TECHNISCHEN MASSNAHMEN 

ZUSAMMENFASSUNG 

6. KONTROLLE DER GEBIETE MIT 

FANGBESCHRÄNKUNGEN 

ZUSAMMENFASSUNG 

Um die Einhaltung der in der VO (EU) Nr. 1013/2010 festgelegten Referenzgrößen Deutschlands zu gewährleisten, werden die 

Gesamtkapazitäten der deutschen Flotte in einer Datenbank laufend aufgezeichnet und unterliegen damit einer permanenten 

Kontrolle. Fischereifahrzeugen, die vorrübergehend aus der Flotte ausscheiden, werden so genannte "Kapazitätslizenzen" 

ausgestellt, deren Kapazitäten bei einer späteren Indienststellung wieder eingesetzt werden können. 

Darüber hinaus werden durch die Kontrollbehörden im Rahmen der Fischereikontrollen entsprechende Kontrollen durchgeführt. 

Deutschland hat nationale Kontrollprogramnme für die Umsetzung folgender Mehrjahrespläne erstellt: Dorsch in der Ostsee, 

Kabeljau in der Nordsee sowie Scholle und Seezunge in der Nordsee. Die Programme wurden an die Kommission übermittelt und 

sind im gesicherten Teil der nationalen Webseite abgelegt. Die Programme enthalten Angaben zu den Kontrollmitteln, 

Inspektionsverfahren, Überwachungsstrategien und spezifischen Inspektionseckwerten.

Die BLE ist für die Überwachung der Seefischerei seewärts der äußeren Begrenzung des Küstenmeeres zuständig; die 

Länderbehörden sind für die Aufdeckung von Verstößen in der 12 Seemeilen Zone zuständig (ausgenommen hiervon ist der 

Zuständigkeitsbereich des Landes Mecklenburg-Vorpommern auf Grund der Sonderregelung in § 1 Seefischereigesetz; danach ist 

die BLE auch für den Bereich 3-12sm zuständig), so dass neben der BLE auch die Wasserschutzpolizei (in Schleswig-Holstein), das 

staatliche Fischereiamt Bremerhaven und das Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei Mecklenburg 

Vorpommern (bis 3 sm) Kontrollen durchführen.

Das Fischereiüberwachungszentrum Deutschlands gewährleistet die Kontrollen der Gebiete mit Fangbeschränkungen. Hierfür 

werden die erforderlichen Daten regelmäßig aufgezeichnet und anhand dieser Daten geprüft, ob die Beschränkungen eingehalten 

werden.
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7. AD-HOC-SCHLIESSUNG VON FISCHEREIEN 

ZUSAMMENFASSUNG 

7.1 Artikel 53 der Kontrollverordnung 

— Nähere Angaben zu verfügten Ad-hoc-Schließungen 

8. KONTROLLE DER FREIZEITFISCHEREI 

ZUSAMMENFASSUNG 

9. KONTROLLE DER VERMARKTUNG 

ZUSAMMENFASSUNG 

9.1 Artikel 56 der Kontrollverordnung 

GRUNDSÄTZE FÜR DIE KONTROLLE DER VERMARKTUNG 

— Nähere Angaben zum Stand der Durchführung 

9.3 Artikel 58 der Kontrollverordnung 

RÜCKVERFOLGBARKEIT 

— Stand der Durchführung 

Die gemeinschaftsrechtliche Rückverfolgbarkeit wurde in Deutschland im § 18 der Seefischereiverordnung verankert. Die 

Zuständigkeit für die Kontrolle der rechtlichen Vorgaben zur Rückverfolgbarkeit liegt bei den Bundesländern, in denen 

unterschiedliche Kontrollstrukturen bestehen. 

Grundsätzlich werden in Deutschland von den Marktteilnehmern verstärkt elektronische, teilweise selbst entwickelte 

Rückverfolgbarkeitssysteme genutzt.  

Deutschland hat keine Ad-hoc-Schliessungen von Fischereien angeordnet, da in den Gewässern unter der Hoheit oder 

Gerichtsbarkeit Deutschlands die getätigten Fänge die festgelegten Schwellenwerte nicht erreicht haben. Derartige 

Schwellenwerte sind mit der Verordnung (EU) Nr. 724/2010 für Kabeljau, Schellfisch, Seelachs und Wittling vereinbart worden. Für 

Deutschland wurden keine Gebiete nach Artikel 6 dieser Verordnung festgelegt. Auch im Rahmen der Durchführung gemeinsamer 

Einsatzpläne mit anderen Mitgliedstaaten ergab sich nicht die Notwendigkeit der Festlegung derartiger Gebiete.

Die BLE überwacht nach § 2 Absatz 1 SeeFischG in Verbindung mit Nummer 13 der Anlage zu § 2 Absatz 1 SeeFischG die 

Die Kontrolle der Vermarktung erfolgt nach den verfassungsmäßigen Vorgaben in Deutschland durch die Bundesländer. Dies 

betrifft insbesondere die verpflichtende Angabe der Verbraucherinformationen bei der Abgabe der Fischereierzeugnisse an den 

Endverbraucher, jedoch auch die Kontrolle bereits bei den Erstvermarktern, die die zusätzlichen Informationen erfassen und für 

die Vermarktungskette

dokumentieren müssen (z.B. Rückverfolgbarkeit).

Nach der verfassungsmäßigen Aufgabenverteilung in DEU liegt die Kontrolle der Vermarktungsgrundsätze in der Zuständigkeit der 

Bundesländer, in denen die Kontrollstrukturen teilweise unterschiedlich ausgestaltet sind. Die Art und Weise der Kontrolltätigkeit 

unterscheidet sich aus der Natur der Sache heraus zudem danach, ob das Bundesland an der Küste liegt oder ob es sich um ein 

Binnenland handelt. In den Küstenländern bezieht sich die Kontrolle der Vermarktung grundsätzlich auf die Einhaltung der 

Vermarktungsnormen, die Abgabe der Erzeugnisse an die eintragenen Vermarktungseinrichtungen, die Vornahme des Wiegens 

duch den Erstvermarkter, die Vorlage der Verkaufsabrechnungen incl. Crosscheck Logbuch/Anlandeerklärung/Verkaufsbelege und 

die Angabe der Verbraucherinformationen gegenüber dem Endverbraucher. In den Binnenländern erfolgt die Kontrolle der 

Einhaltung der Vermarktungsnormen regelmäßig in Betrieben des Groß- und Einzelhandels.   

QUALI   FINAL Aug 2015.xlsx Seite 4 von 8 Druckdatum: 27.08.2015



2010 2011 2012 2013 2014

9.9 Artikel 68 der Kontrollverordnung 

AUSFÜLLEN UND ÜBERMITTLUNG VON 

TRANSPORTDOKUMENTEN 

— Stand der Durchführung 

10. ERZEUGERORGANISATIONEN SOWIE PREIS- UND 

INTERVENTIONSREGELUNGEN 

ZUSAMMENFASSUNG 

11. SCHIFFSÜBERWACHUNG 

ZUSAMMENFASSUNG 

12. INSPEKTIONEN UND VERFAHREN 

ZUSAMMENFASSUNG 

Wo Transportdokumente erforderlich sind, verlangen die zuständigen Behörden der Bundesländer deren Abgabe. Diese werden 

regelmäßig innerhalb von 48 Stunden nach dem Abtransport der Fischereierzeugnisse zugesandt. 

In Deutschland spielen die in der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 und deren Vorgänger Verordnung (EG) Nr. 104/2000 

(Marktordnung) festgelegten Interventionsmechanismen keine Rolle mehr. Die von Fischereibetrieben gefangenen 

Fischereierzeugnisse werden über die Erzeugerorganisationen vermarktet. Eine Intervention findet nicht statt. Insofern gab es auch 

keine Überprüfungen im Zusammenhang mit Preis- und Interventionsregelungen.

Die Schiffsüberwachung findet durch Sichtkontrollen auf See (Aktivitätsmeldung), durch Seekontrollen (Fischereikontrollen) und 

durch technische Kontrollen in den Häfen (Motorleistung, Umbauten, Kennzeichnung etc.) statt.

Die Kontrolleinheiten des Bundes sichten pro Jahr rd. 2.000 - 3.500 Fischereifahrzeuge. Abweichungen zu den gemeldeten VMS 

Positionen konnten nicht festgestellt werden. Hinsichtlich des Einsatzes von Kontrollbeobachtern (Artikel 73 Kontrollverordnung) 

ist festzustellen, dass der Rat für die Fischerei in EU-Gewässern kein gemeinschaftliches Kontrollbeobachterprogramm aufgestellt 

hat.

Die Seekontrollen durch die Fischereikontrollschiffe und die Kontrollen an Land erfolgen aufgrund der Vorgaben in der 

Kontrollverordnung. Für jede Seekontrolle wird ein entsprechender Kontrollbericht erstellt und dieser anschliessend in einer 

Datenbank gespeichert. An der Erstellung eines elektronischen Inspektionsberichts wird derzeit im Rahmen des Fischerei IT-

Projekts FIT gearbeitet. Die Kontrollen erfolgen risikobasiert, d. h. vorhandene Datenbanken zur Fischereitätigkeit werden 

analysiert. Dabei werden verschiedene Risikoszenarien bewertet und Risikopunkte an einzelne Fischereifahrzeuge mit auffallenden 

Ergebnissen vergeben. Durch Addition der Punkte ergeben sich Ranglisten mit den jeweiligen Risikofahrzeugen.

Die Überwachung der Seefischerei an Land wird von den Bundesländern bei Fischereifahrzeugen aus Mitgliedstaaten der EU mit 

einer Bruttoraumzahl von bis zu 500 durchgeführt. Die BLE führt die Überwachung der Seefischerei an Land bei 

Fischereifahrzeugen aus Mitgliedstaaten der EU mit einer Bruttoraumzahl ab  500 und bei Fischereifahrzeugen aus Drittländern 

durch. 
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13. DURCHSETZUNG 

ZUSAMMENFASSUNG 

Artikel 89, 90, 91 der Kontrollverordnung 

gemischtes System 

(Verwaltungs- und 

Strafverfahren) 

kommt zur 

Anwendung

gemischtes System 

(Verwaltungs- und 

Strafverfahren) kommt 

zur Anwendung

gemischtes System 

(Verwaltungs- und 

Strafverfahren) kommt 

zur Anwendung

gemischtes System 

(Verwaltungs- und 

Strafverfahren) kommt zur 

Anwendung; in Hinblick auf 

die Ahndung von schweren 

Verstößen werden Kriterien 

wie Art des Schadens, 

wirtschaftliche Lage des 

Täters, Ausmaß und 

Wiederholung des Verstoßes 

berücksichtigt; MS werden 

entsprechend Art. 89 Abs. 4 

VO 1224/2009 informiert

gemischtes System 

(Verwaltungs- und 

Strafverfahren) kommt zur 

Anwendung; in Hinblick auf 

die Ahndung von schweren 

Verstößen werden Kriterien 

wie Art des Schadens, 

wirtschaftliche Lage des 

Täters, Ausmaß und 

Wiederholung des Verstoßes 

berücksichtigt; MS werden 

entsprechend Art. 89 Abs. 4 

VO 1224/2009 informiert

MASSNAHMEN ZUR GEWÄHRLEISTUNG DER EINHALTUNG DER 

VORSCHRIFTEN 

— Stand der Durchführung 

13.1 Artikel 92 der Kontrollverordnung 

STRAFPUNKTESYSTEM 

— Stand der Durchführung eines Strafpunktesystems für Schiffskapitäne 

Umsetzung in 

Bearbeitung

Umsetzung in 

Bearbeitung 

Umsetzung zum Ende 

des Jahres 

abgeschlossen 

umgesetzt; schwere 

Verstöße nach Anhang XXX 

der VO 404/2011 

umgesetzt; schwere 

Verstöße nach Anhang XXX 

der VO 404/2011 

Die GFP-Vorschriften wurden in Deutschland in nationale Bußgeldvorschriften umgesetzt, um eine Ahndung im Rahmen der 

bestehenden rechtlichen Möglichkeiten zu ermöglichen. Auf Grund der allgemeinen Regelungen des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten (OWiG), der Strafprozessordnung und den spezialgesetzlichen Regelungen des Seefischereirechts (normiert 

im Seefischereigesetz, der Seefischereibußgeldverordnung und der Seefischereiverordnung) wird so die Einhaltung öffentlich-

rechtlicher Vorschriften durchgesetzt. In den spezialgesetzlichen Regelungen des Seefischereirechts ist grundsätzlich normiert, 

dass eine fahrlässige Begehung bereits zu einem Verstoß führt; jedoch gibt es auch Tatbestände, für deren Verwirklichung 

vorsätzliches Handeln erforderlich ist. 

Auf Grund des föderalen Systems sind in Deutschland neben der BLE auch die Länder (Staatliches Fischereiamt Bremerhaven in 

Niedersachsen, Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei Mecklenburg-Vorpommern sowie das 

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein) für die Ahndung von Verstößen nach 

dem Seefischereirecht zuständig. Sofern Rechtsmittel eingelegt werden (Einspruch), erfolgt die Abgabe an die zuständige 

Staatsanwaltschaft zur Durchführung des gerichtlichen Verfahrens. 
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13.2 Artikel 93 der Kontrollverordnung 

NATIONALE VERSTOSSKARTEI 

— Stand der Durchführung 

Umsetzung in 

Bearbeitung

Umsetzung in 

Bearbeitung

umgesetzt; 

festgestellte Verstöße 

ab 2012 werden 

fortlaufend eintragen

umgesetzt; festgestellte 

Verstöße ab 2012 werden 

fortlaufend eintragen

umgesetzt; festgestellte 

Verstöße ab 2012 werden 

fortlaufend eintragen

14. KONTROLLPROGRAMME 

15. DATEN UND INFORMATIONEN 

ANALYSE UND AUDIT DER DATEN 

15.1 Artikel 109-116 der Kontrollverordnung 

— Zusammenfassung des Stands der Durchführung 

In Deutschland wird aktuell an einer Neugestaltung der Systemlandschaft gearbeitet. Ziel ist es, Ende des Jahres 2015 über eine 

elektronische Datenbank zu verfügen, die die Anforderungen des Artikel 109 vollumfänglich erfüllt. Zurzeit werden die Daten des 

Schiffsüberwachungssystems (VMS)  mit den Daten aus den elektronischen und manuellen Logbüchern automatisiert überprüft, 

sowie Daten aus den Logbüchern, Anlandeerklärungen und Verkaufsabrechnungen validiert. Die Überwachung der Toleranzspanne 

erfolgt halbautomatisch. Die in Artikel 114 bis 116 geforderten Webseiten werden in Deutschland vom Referat 523 der BLE betreut 

und sind eingerichtet unter: 

http://www.ble.de/DE/02_Kontrolle/02_Fischerei/06_Fischereikontrolle/01_Fischereikontrollverordnung/fischereikontrollverordn

ung_node.html

Der Zugang zur gesicherten Webseite ist passwortgeschützt, Benutzer müssen sich im Referat 523 registrieren lassen und erhalten 

Zugangsdaten sofern der Antrag berechtigt ist.

Deutschland hat keine gemeinsamen Kontrollprogramme mit anderen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 94 der Kontrollverordnung 

vereinbart. Allerdings ist Deutschland an der Umsetzung von Spezifischen Kontroll- und Inspektionsprogrammen nach Artikel 95 

beteiligt und Mitglied der Scheveningen-Kontrollgruppe (Nordsee-Anrainer). Dies betrifft die bestehenden Programme für Dorsch, 

Hering, Lachs und Sprotte in der Ostsee, Kabeljau, Scholle und Seezunge im Kattegat, in der Nordsee, im Skagerrak, im östlichen 

Ärmelkanal, in den Gewässern westlich von Schottland und in der Irischen See sowie dem Programm für pelagische Arten in den 

westlichen Gewässern des Nordostatlantiks. Im Rahmen dieser Programme wird eine Risikobewertung für die betroffenen 

Bestände und Gebiete durchgeführt aus der sich eine Risikomanagementstrategie und spezielle Zieleckwerte für die 

durchzuführenden Kontrollen an Land und auf See ableiten. Zur effizienteren Durchführung der Kontrollen ist Deutschland zudem 

aktiv an der Umsetzung gemeinsamer Einsatzpläne mit anderen Mitgliedstaaten beteiligt.
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16. DURCHFÜHRUNG 

16.1 Artikel 117 und 118 der Kontrollverordnung 

VERWALTUNGSZUSAMMENARBEIT UND AMTSHILFE

Nach § 2 Absatz 2 Seefischereigesetz obliegt der BLE die Koordinierung der Kontrolltätigkeiten sowie die Erfassung, Verarbeitung 

und Zertifizierung von Informationen über Fischereitätigkeiten zwischen allen für die Überwachung der Seefischerei zuständigen 

Behörden des Bundes und der Länder. Hierzu gehört auch die Verteilung der Kontrollaufwände auf Bund und Länder für ein Jahr 

und die Zusammenarbeit im Rahmen gemeinsamer EU-Kontrollfahrten. Außerdem arbeitet die BLE mit der Europäischen 

Kommission, der Europäischen Fischereiaufsichtsagentur sowie den zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten und 

Drittländer zusammen und erstattet ihnen Bericht.
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